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Elektronische Ausgabe des Amtsblattes 
 
13/2021 vom 31.03.2021 
 
 
 

Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) 
Maßnahmen anlässlich der Corona-Pandemie 

 
Änderung der Bekanntmachung des Landkreises Bautzen  vom 29.03.3021 

 
 
Der Landkreis Bautzen macht gemäß § 8f Absatz 1 der Sächsischen Corona-Schutz-
Verordnung (SächsCoronaSchVO) öffentlich bekannt:  
 

I. 
 
Der Inzidenzwert von 100 Neuninfektionen pro 100.00 0 Einwohnerinnen und 
Einwohner innerhalb von sieben Tagen wird in dem La ndkreis Bautzen seit dem 
25.03.2021 an drei aufeinanderfolgenden Tagen übers chritten. Grundlage bilden die 
veröffentlichten Zahlen des tagesaktuellen Lageberi chts des Robert Koch-Instituts 
(RKI). So lag die Inzidenz im Landkreis Bautzen nac h den Bekanntmachungen des RKI 
am 25.03.2021, 00.00 Uhr bei 123,4, am 26.03.2021, 00.00 Uhr bei 125,8 und am 
27.03.2021, 00.00 Uhr bei 136,8. 
 

II. 
 

Wird der Sieben-Tage-Inzidenzwert von 100 Neuinfekt ionen auf 100.000 Einwohner an 
drei aufeinanderfolgenden Tagen überschritten, ist nach § 8e Abs. 1 der 
SächsCoronaSchVO das Verlassen der Unterkunft ohne triftigen Grund im Landkreis 
Bautzen untersagt (Ausgangsbeschränkung). Triftige Gründe sind:  
1. die Abwendung einer Gefahr für Leib, Leben, Kindeswohl und Eigentum,  
 
2.  die Ausübung beruflicher und ehrenamtlicher Tätigkeiten sowie zur Sicherstellung der 

Versorgung in Einrichtungen des Gesundheits- und Sozialwesens oder zur 
Wahrnehmung von Betreuungsaufgaben,  
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3.  der Besuch der Schule und von Einrichtungen der Kindertagesbetreuung, von 
Praxiseinrichtungen im Rahmen der beruflichen und studienqualifizierenden Aus-, 
Fort- und Weiterbildung, von Einrichtungen und Diensten der Eingliederungshilfe für 
Menschen mit Behinderungen, von teilstationären Einrichtungen gemäß § 71 Absatz 2 
des Elften Buches Sozialgesetzbuch und von Schulungen zur Pandemiebekämpfung,  

 
4.  der Besuch von Aus-, Fort- und Weiterbildungseinrichtungen, soweit diese nach § 4 

Absatz 2 Nummer 1 geöffnet sind,  
 
5. der Besuch von Einrichtungen zur Durchführung von Pflegekursen,  
 
6.  der Besuch von Kirchen und anderen Orten der Religionsausübung,  
 
7.  Versorgungsgänge für die Gegenstände des täglichen Bedarfs und der 

Grundversorgung nach § 4 Absatz 1 Satz 2 und 3 und § 4 Absatz 4 sowie zur 
Inanspruchnahme sonstiger zulässiger Angebote, 

 
8.  die Wahrnehmung des notwendigen Lieferverkehrs, einschließlich Brief- und 

Versandhandel,  
 
9.  Fahrten von Feuerwehr-, Rettungs- oder Katastrophenschutzkräften sowie des 

Technischen Hilfswerks und des Krankentransportes zum jeweiligen Stützpunkt oder 
Einsatzort,  

 
10.  die Inanspruchnahme medizinischer, psychosozialer und veterinärmedizinischer 

Versorgungsleistungen, heilpädagogischer Förderung nach dem Neunten Buch 
Sozialgesetzbuch sowie der Besuch Angehöriger der Heil- und Gesundheitsberufe, 
soweit dies medizinisch erforderlich ist oder im Rahmen einer dringend erforderlichen 
seelsorgerischen Betreuung,  

 
11.  der Besuch von Ehe- und Lebenspartnern sowie von Partnern von 

Lebensgemeinschaften, hilfsbedürftigen Menschen, Kranken oder Menschen mit 
Einschränkungen und die Wahrnehmung des Sorge- und Umgangsrechts im 
jeweiligen privaten Bereich sowie Besuche im Sinne des § 7 Absatz 1,  

 
12.  die Teilnahme an Zusammenkünften der Staatsregierung und der kommunalen 

Vertretungskörperschaften sowie die Teilnahme an oder Wahrnehmung von Terminen 
der Behörden, Gerichte, Staatsanwaltschaften oder anderer Stellen, die öffentliche 
Aufgaben wahrnehmen (einschließlich Rechtsanwälte, Notare und rechtliche 
Betreuung); dazu gehört auch die Teilnahme an öffentlichen Gerichtsverhandlungen, 
die Einsichtnahme in Unterlagen, die nach den geltenden Vorschriften auszulegen 
oder niederzulegen sind, die Wahrnehmung von Terminen kommunaler Räte und von 
deren Ausschüssen und Organen sowie Maßnahmen, die der Versorgung oder der 
Gesundheitsfürsorge der Bevölkerung oder dem Kinder-schutz dienen. Die Teilnahme 
an öffentlichen Sitzungen und Terminen ist nach den geltenden Vorschriften zu 
gewährleisten;  
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13.  die Teilnahme an notwendigen Gremiensitzungen von juristischen Personen des 
privaten und öffentlichen Rechts, rechtsfähigen und teilrechtsfähigen Gesellschaften 
und Gemeinschaften, an Betriebs- und Personalversammlungen und Veranstaltungen 
der Tarifpartner sowie an Nominierungsveranstaltungen von Parteien und 
Wählervereinigungen,  

 
14.  die Wahrnehmung unaufschiebbarer Termine gemeinsam mit einer Person eines 

weiteren Hausstands bei Steuerberatern, Wirtschaftsprüfern und Bestattern,  
 
15.  Zusammenkünfte und Besuche nach § 2 Absatz 1,   
 
16.  die Begleitung von unterstützungsbedürftigen Personen und Minderjährigen,  
 
17.  die Teilnahme an einer Eheschließung nach § 2a Absatz 1,  
 
18.  die Begleitung Sterbender im engsten Familienkreis sowie die Teilnahme an 

Beerdigungen nach § 2a Absatz 1,  
 
19.  Sport und Bewegung im Freien sowie der Besuch des eigenen oder gepachteten 

Kleingartens oder Grundstücks unter Einhaltung der Kontaktbeschränkung nach § 2 
Absatz 1,  

 
20. unabdingbare Handlungen zur Versorgung von Tieren,  
 
21.  die Teilnahme an Versammlungen nach Maßgabe von § 9,  
 
22.  die Nutzung von Einrichtungen und Angeboten, deren Betrieb nicht nach dieser 

Verordnung oder einer Allgemeinverfügung der zuständigen kommunalen Behörde 
untersagt ist und die nicht in den Nummern 1 bis 21 genannt werden.  

 
Der Passus III. der Bekanntmachung des Landkreises Bautzen vom 29.03.2021 entfällt 
ab 01.04.2021, da ab dem 01.04.2021 die neue Sächsi sche Corona-Schutz-Verordnung 
vom 29.03.2021 gilt. 
 
 
Bautzen, den 31.03.2021 
 
 
Michael Harig 
Landrat 
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Öffentliche Bekanntmachung einer Offenlegung über d ie Änderung von 
Daten des Liegenschaftskatasters  

 
 

Das Amt für Bodenordnung, Vermessung und Geoinformation hat Daten des 
Liegenschaftskatasters geändert. 
 
Gemeinde: Ottendorf-Okrilla 
 
Betroffene Flurstücke:  
 
Gemarkung Grünberg (3034): 86/c, 144/1 
 
Art der Änderung 
 

1. Zerlegung 
2. Veränderung der tatsächlichen Nutzung mit Änderung der Wirtschaftsart 
3. Veränderung von Gebäudedaten 

 
Allen Betroffenen wird die Änderung der Daten des Liegenschaftskatasters durch 
Offenlegung bekannt gemacht. Die Ermächtigung zur Bekanntgabe auf diesem Wege ergibt 
sich aus § 14 Abs.6 des Sächsischen Vermessungs- und Katastergesetzes – 
SächsVermKatG¹. 
 
Das Amt für Bodenordnung, Vermessung und Geoinformation ist nach § 2 SächsVermKatG 
für die Führung des Liegenschaftskatasters zuständig. 
 
Die Unterlagen liegen ab dem  
 

06.04.2021 bis zum 05.05.2021 
 
in der Geschäftsstelle des Amtes für Bodenordnung, Vermessung und Geoinformation 

des Landratsamtes Bautzen, Garnisonsplatz 9, 01917 Kamenz 
 

zur Einsichtnahme bereit. Nach § 14 Abs.6 Satz 5 SächsVermKatG gilt die Änderung der 
Daten des Liegenschaftskatasters 7 Tage nach Ablauf der Offenlegungsfrist als bekannt 
gegeben. 
 
Die Einsichtnahme in die Fortführungsnachweise sowie in die weiteren Unterlagen zu den 
Änderungen ist während unser Öffnungszeiten Dienstag und Donnerstag von 8:30 Uhr bis 
18:00 Uhr nur nach Terminvergabe möglich. Termine können Sie online auf unserer 
Internetseite https://www.landkreis-bautzen.de/landratsamt/dienstleistung/309 oder 
telefonisch unter 03591/525162002 vereinbaren. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Die Zerlegungen stellen Verwaltungsakte dar, gegen die die Betroffenen innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Widerspruch einlegen können. Der Widerspruch ist schriftlich, in 
elektronischer Form oder zur Niederschrift an das Landratsamt Bautzen mit Sitz in Bautzen 
zu richten. Der elektronischen Form genügt ein elektronisches Dokument, das mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur versehen ist oder dass mit der Versandart nach § 5 
Abs.5 des De-Mail-Gesetzes versendet wird. Die Adressen und die technischen 
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Anforderungen für die Übermittlung elektronischer Dokumente sind über die Internetseite 
www.landkreis-bautzen.de/elektronische-kommunikation.php abrufbar. 
 
Kamenz, den 25.03.2021 
 
 
 
Karola Richter 
Amtsleiterin 
 
 
¹ Sächsisches Vermessungs- und Katastergesetz (SächsVermKatG) vom 29. Januar 2008 (SächsGVBl. S. 138, 
148), das zuletzt durch das Gesetz vom 24. Mai 2019 (SächsGVBl. S. 431) geändert worden ist 
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Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung  
zum Schutz gegen die Verbreitung der Geflügelpest  

 

Festlegung eines Beobachtungsgebietes  
 

auf der Grundlage 
 

- §§ 6, 24,37 und 38 des Tiergesundheitsgesetzes (TierGesG) vom 22.05.2013 (BGBL. 
I S. 1324) in der aktuell gültigen Fassung, 

- des § 1 des Sächsischen Ausführungsgesetzes zum Tiergesundheitsgesetz 
(SächsAGTierGesG) vom 09.07.2014 (GVBl. S. 386) 

- des § 27 der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest 
(Geflügelpestverordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15.10.2018 
(BGBl. I S. 1665, 2664) wird 
  

wird mit sofortiger Wirkung  der Ausbruch der Geflügelpest in einem Geflügelbestand in 
Böhla bei Ortrand / Lk Meißen festgestellt und ein Beobachtungsgebiet festgelegt. 
 
Zum Beobachtungsgebiet werden folgende Gemarkungen erklärt: 
 
Röhrsdorf, Königsbrück-Land, Schmorkau, Schwepnitz,  Cosel, Zeisholz 
 
 
Folgende Maßnahmen werden angeordnet: 
 

1. An den Hauptzufahrtswegen zum Beobachtungsgebiet sind durch die Gemeinden 
Schilder mit der deutlichen und haltbaren Aufschrift „Geflügelpest- 
Beobachtungsgebiet“ gut sichtbar anzubringen. 
 

2. Alle Halter haben dem zuständigen Lebensmittelüberwachungs- und Veterinäramt 
Bautzen unverzüglich die Anzahl 
 
- der gehaltenen Vögel unter Angabe ihrer Nutzungsart und ihres Standorts und 
- der verendeten gehaltenen Vögel, 
- sowie jede Änderung anzuzeigen. 

  
3. Ggf. werden serologische und virologische Untersuchungen angewiesen. Die Halter 

haben den mit den Untersuchungen beauftragten Personen die erforderliche Hilfe zu 
leisten. 
 

4. Geflügel und andere gehaltene Vögel, frisches Fleisch Geflügel und Federwild, Eier 
sowie von Geflügel und Federwild stammende Erzeugnisse sowie tierische 
Nebenprodukte von Geflügel dürfen weder in einen noch aus einem Bestand 
verbracht werden.  

 
5. Der Tierhalter hat sicherzustellen, dass 

 
- Ställe oder die sonstigen Standorte des Geflügels von betriebsfremden Personen 

nur mit betriebseigener Schutzkleidung oder Einwegkleidung betreten werden und 
dass diese Personen die Schutz- oder Einwegkleidung nach Verlassen des Stalles 
oder sonstigen Standorts des Geflügels unverzüglich ablegen, 

- Schutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich gereinigt und desinfiziert und 
Einwegkleidung nach Gebrauch unverzüglich unschädlich beseitigt wird. 
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6. Gehaltene Vögel zur Aufstockung des Wildvogelbestands dürfen nicht frei gelassen 

werden.  
 

7. Die Durchführung von Ausstellungen, Märkten oder Veranstaltungen ähnlicher Art mit 
gehaltenen Vögeln ist verboten.  
 

8. Transportfahrzeuge und Behälter, mit denen gehaltene Vögel, frisches Fleisch von 
Geflügel, tierische Nebenprodukte von Geflügel, Futtermittel oder sonstige Materialien, 
die Träger des hochpathogenen aviären Influenzavirus sein können, befördert worden 
sind, sowie Fahrzeuge, mit denen ein Bestand mit gehaltenen Vögeln befahren 
worden ist, sind unverzüglich nach jeder Beförderung nach näherer Anweisung der 
zuständigen Behörde zu reinigen und zu desinfizieren. 
 

9. Die sofortige Vollziehung der unter Nr. 1-8 festgelegten Maßnahmen wird angeordnet. 
 

10. Im Übrigen gilt die Aufstallungsverpflichtung gem. Allgemeinverfügung vom 
09.03.2021 (Az: 39.1-508.621) fort. 
 

11. Diese Allgemeinverfügung wird durch öffentliche Bekanntmachung verkündet und tritt 
am Tag nach ihrer Bekanntgabe in Kraft. Sie gilt bis auf Widerruf. 

 
12. Der vollständige Inhalt der Allgemeinverfügung kann zu den Geschäftszeiten im 

Landratsamt Bautzen, Bahnhofstraße 7, 02625 Bautzen sowie auf der Internetseite  
https://www.landkreis-bautzen.de/landratsamt/organisation/36 eingesehen werden. 

 
13. Für diese Allgemeinverfügung werden keine Kosten erhoben 

 
Begründung: 
 
In einem Geflügelbestand in Böhla bei Ortrand / Landkreis Meißen wurde am 31.03.2021 der 
Ausbruch der Geflügelpest amtstierärztlich festgestellt. Nach Verlusten in einem 
Hühnerbestand wurden durch die LUA Sachsen Aviäre Influenzavieren des Subtyps H5 
nachgewiesen (VD-2021/22032 vom 27.03.2021).  
Durch Befund des FLI wurden Hochpathogene Aviäre Influenaviren vom Typ H5N8 
nachgewiesen (Az: 2021-00785 vom 30.03.2021). 
 
Die Einrichtung des Beobachtungsgebietes erfolgt in Gemarkungen in einem Umkreis von 10 
km um den Ausbruchsort im Zuständigkeitsgebiet des Landkreises Bautzen. 
Im Interesse der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung sind die 
vorgenannten Maßnahmen anzuordnen. 
 
Das Friedrich-Löffler-Institut (FLI) fasst in seiner Risikobewertung vom 25.03.2021 wie folgt 
zusammen: 
„In Deutschland sind seit dem 30.10.2020 etwa 1.000 HPAIV H5-Fälle bei Wildvögeln und 
133 Ausbrüche bei Geflügel, davon sechs bei gehaltenen Vögeln in Tierparks oder ähnlichen 
Einrichtungen, festgestellt worden. Außerdem meldet weiterhin eine Vielzahl europäischer 
Länder täglich Wildvogelfälle bzw. Ausbrüche von HPAIV des Subtyps H5 bei gehaltenen 
Vögeln. Das Risiko der Ausbreitung in Wasservogelpopulationen und des Eintrags in 
Geflügelhaltungen und Vogelbeständen (z.B. zoologische Einrichtungen) wird als hoch 
eingestuft. Derzeit ist von einem hohen Eintragsrisiko durch Verschleppung des Virus 
zwischen Geflügelhaltungen (Sekundärausbrüche) auszugehen. Äußerste Vorsicht ist bei 
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(ambulantem) Handel mit Lebendgeflügel angezeigt. Biosicherheit in den Geflügelhaltungen 
sollte weiterhin überprüft und optimiert werden.“ 
 
Das Lebensmittelüberwachungs- und Veterinäramt Bautzen ist die örtlich und sachlich 
zuständige Behörde. Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich nach § 3 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes (VwVfG) und § 2 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes über den öffentlichen 
Gesundheitsdienst im Freistaat Sachsen (SächsGDG). Die sachliche Zuständigkeit resultiert 
aus § 8 Abs. 2 Pkt. 4 des SächsGDG und § 1 Abs. 2 des SächsAGTierGesG.  
 
Der Erlass dieser amtlichen Anordnung erfolgt auf Grundlage von ART. 138 (1) der VO (EG) 
2017/625 i.V.m. § 24 Abs. 1 und Abs. 3 TierGesG i. V. m. § 1 Abs.1, 2 und 6 
SächsAGTierGesG bzw. § 3 Abs. 11 VwVfG i. V. m. § 1 SächsVwVfZG.  
 
Die amtliche Anordnung in Form der Allgemeinverfügung richtet sich an Geflügelhalter und 
damit verantwortliche Personen (ausgenommen Laufvögel), Gemeinden und 
Jagdausübungsberechtigte in dem beschriebenen Gebiet. 
 
Zu Ziffer 1-8  
Die getroffenen Anordnungen beruhen auf § 27 der Geflügelpestverordnung. Die 
angeordneten Maßnahmen sind gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 3 Verwaltungsgerichtsordnung sofort 
vollziehbar. 
 
Die Geflügelpest ist eine sich schnell ausbreitende, verlustreiche Erkrankung des 
Wirtschafts- und Wildgeflügels, die durch ein Virus hervorgerufen wird. Sie ist eine Seuche 
im Sinne des Tierseuchengesetzes. 
Das Geflügelpest-Virus stellt eine ernste Bedrohung der gesamten Geflügelbestände dar. 
Der Erreger der Geflügelpest ist äußerst widerstandsfähig und sehr leicht übertragbar. Der 
Geflügelwirtschaft entstehen durch weitreichende Sperrmaßnahmen in ganzen Regionen 
große wirtschaftliche Verluste. 
Der rege Tierverkehr und die hohe Empfänglichkeit des Geflügels gegenüber der Krankheit 
erfordern bei Seuchenausbruch ein schnelles Handeln in der Bekämpfung. Bereits beim 
Verdacht eines Ausbruchs der Geflügelpest müssen unverzüglich strikte und umfassende 
Maßnahmen ergriffen werden, um eine Ausbreitung des Erregers zu verhindern. Die 
angeordneten Maßnahmen zur Bekämpfung sind gerechtfertigt und erfolgen in der 
Europäischen Gemeinschaft gemäß RL 92/40/EWG nach einheitlichen Grundsätzen. 
 
Zu Ziffer 9.  
Einer Ansteckung des Geflügels mit dem Geflügelpestvirus und der damit einhergehenden 
Gefährdung der Geflügelbestände ist mit sofortigen Maßnahmen entgegenzuwirken. Dies 
kann ohne die Anordnung der sofortigen Vollziehung nicht gewährleistet werden, da bei 
Einlegung eines Widerspruchs mit Entfaltung der aufschiebenden Wirkung für die Dauer des 
Widerspruchsverfahrens zu befürchten ist, dass es auf Grund der hohen Ansteckungsgefahr 
zu einer Infizierung und evtl. seuchenartigen Ausbreitung der Krankheit kommen kann. Das 
Verhindern der Ausbreitung der Tierseuche hat Vorrang vor einem etwaigen Interesse an der 
aufschiebenden Wirkung des Rechtsbehelfs, so dass ein Zuwarten bis zu einer Entscheidung 
in der Hauptsache nicht möglich ist. 
 
Auf der Grundlage von § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO kann die sofortige Vollziehung im 
besonderen öffentlichen Interesse angeordnet werden. Die Voraussetzung liegt hier vor, da 
die Geflügelpest eine akut verlaufende und leicht übertragbare Viruskrankheit ist, die für 
Tiere eine Gefahr darstellt und, aufgrund des grundsätzlichen Zoonosecharakters, auch für 
Menschen beachtlich ist und somit die Gefahr von tiergesundheitlichen wie auch 
wirtschaftlichen Folgen sofort unterbunden werden muss. Die aufschiebende Wirkung der 
Anfechtung der angeordneten eilbedürftigen Maßnahmen würde bedeuten, dass anderenfalls 
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eine wirksame Bekämpfung der Tierseuche nicht mehr gewährleistet wäre. Ein Ausbruch in 
einem Geflügelbestand bedeutet zudem einen immensen wirtschaftlichen Schaden für den 
unmittelbar Betroffenen sowie die mittelbar betroffenen Tierhalter in den einzurichtenden 
Restriktionszonen.  
 
Es ist daher sicher zu stellen, dass auch während möglicher Widerspruchs- bzw. 
Klageverfahren alle notwendigen Bekämpfungsmaßnahmen rechtzeitig und wirksam 
durchgeführt werden können. 
 
Demgegenüber haben die sonstigen Interessen von Geflügelhaltern oder sonstigen Dritten in 
dem oben genannten Sperrgebiet zurückzustehen. 
 
Ebenso hat gem. § 37 TierGesG die Anfechtung einer Anordnung gegen o.g. Maßnahmen, 
welche auf einer Rechtsverordnung gestützt sind, keine aufschiebende Wirkung 
Die Bekanntgabe der Allgemeinverfügung erfolgt auf der Grundlage des § 1 des Gesetzes 
zur Regelung des Verwaltungsverfahrens und des Verwaltungszustellungsrechts für den 
Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) i. V. m. § 41 Abs. 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(VwVfG). Danach gilt eine Allgemeinverfügung zwei Wochen nach der ortsüblichen 
Bekanntmachung als bekannt gegeben. In der Allgemeinverfügung kann ein hiervon 
abweichender Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag, bestimmt 
werden, § 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG. Von dieser Ermächtigung wurde unter Ziffer 8 der 
Allgemeinverfügung Gebrauch gemacht, da die angeordneten tierseuchenrechtlichen 
Maßnahmen keinen Aufschub dulden.  
 
Zu Ziffer 11-12  
Die Bekanntmachung erfolgt nach § 41 Abs. 4 S. 1 und 2 VwVfG durch die ortsübliche 
Bekanntmachung des verfügenden Teils. Die vollständige Begründung kann im LÜVA des 
Landkreises Bautzen, Bahnhofstraße 7 zu den üblichen Geschäftszeiten eingesehen werden.  
 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass der Adressatenkreis so groß ist, dass er, bezogen auf Zeit 
und Zweck der Regelung, vernünftigerweise nicht mehr in Form einer Einzelbekanntgabe 
angesprochen werden kann. Von einer Anhörung wurde daher auf der Grundlage des § 28 
Abs. 2 Nr. 4 VwVfG abgesehen. 
 
Zu Ziffer 13  
Die Nichterhebung von Kosten beruht auf § 3 Abs. 1 Nr. 3 SächsVwKG. Diese Amtshandlung 
wird im öffentlichen Interesse von Amts wegen vorgenommen. 
 
Die angeordneten Punkte und Maßnahmen sind erforderlich, dabei aber zugleich geeignet, 
die Ausbreitung der Geflügelpest zum derzeitigen Kenntnisstand wirksam zu verhindern und 
die Seuche zu bekämpfen. Dennoch sind sie in Anbetracht der besonderen Bedeutung der 
Geflügelpest für Vögel/Geflügel und aufgrund des grundsätzlichen Zoonosecharakters 
angemessen. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Widerspruch 
erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich, in elektronischer Form oder zur Niederschrift 
an das Landratsamt Bautzen mit Sitz in Bautzen zu richten. Der elektronischen Form genügt 
ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen 
ist oder das mit der Versandart nach § 5 Abs. 5 des De-Mail-Gesetzes versendet wird. Die 
Adressen und die technischen Anforderungen für die Übermittlung elektronischer Dokumente 
sind über die Internetseite https://www.landkreis-bautzen.de/elektronische-
kommunikation.php abrufbar. 
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Die Einlegung des Widerspruchs hat gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 3 Verwaltungsgerichtsordnung 
keine aufschiebende Wirkung.  
 
Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass gemäß § 32 Abs. 2 Nr. 4 des 
Tiergesundheitsgesetzes derjenige ordnungswidrig handelt, der dieser Verfügung nicht oder 
nicht ausreichend nachkommen sollten. Ordnungswidrigkeiten können mit einem der 
Schwere der Zuwiderhandlung angemessenen Bußgeld bis zu 30.000 EUR geahndet 
werden. 
 
Im Auftrag 
Bautzen, den 31.03.2021 
 
 
Norbert Bialek 
Amtl. Tierarzt/Sachgebietsleiter 
Tiergesundheit und Tierschutz 
 
 
Rechtsquellenverzeichnis 
 

• Tiergesundheitsgesetz (TierGesG) vom 22.05.2013, 

• Sächsisches Ausführungsgesetz zum Tiergesundheitsgesetz (SächsAGTierGesG) 
vom 09.07.2014, 

• Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-VO) vom 15.10.2018, 

• Viehverkehrsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1170), 

• VERORDNUNG (EU) 2017/625 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES 
RATES vom 15. März 2017 über amtliche Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten 
zur Gewährleistung der Anwendung des Lebens- und Futtermittelrechts und der 
Vorschriften über Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesundheit und 
Pflanzenschutzmittel, 

• Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) vom 23.01.2003, 

• Gesetz zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) vom 11.05.2010, 

• Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 19.03.1991 

• Verwaltungskostengesetz des Freistaates Sachsen (SächsVwKG) vom 05.04.2020, 

 
jeweils in der derzeit geltenden Fassung  
 
 


